
so w�re gleichwohl ratsam, explizit auch § 57 Abs. 1 Satz 6 RStV der Kommission
vorzulegen. Teilt n�mlich die Kommission die Rechtsauffassung des Gesetzgebers
nicht, so k�nnte sie ein Vertragsverletzungsverfahren nach Art. 258 AEUV einleiten
und damit baldm�glichst Rechtssicherheit herbeif�hren. Umgekehrt w�re es der
Bundesrepublik – faktisch den L�ndern – m�glich, ihre begr�ndeten Bedenken, die
sie zur Abfassung des § 57 Abs. 1 Satz 6 RStV veranlasst haben, weiter auszuf�h-
ren. Alternativ kommt ein Vorabentscheidungsersuchen eines deutschen Gerichts
nach Art. 267 AEUV in Betracht. Dies setzt allerdings voraus, dass ein Gericht �ber-
haupt in einem konkreten Fall mit der Anwendung von § 57 Abs. 1 Satz 6 RStV
befasst ist und w�rde daher die Rechtsunsicherheit �ber einen l�ngeren Zeitraum
ausdehnen.

2. Medienprivileg

Der mittlerweile �bliche, aber in Bezug auf den Begriffsteil „Privileg“ missver-
st�ndliche1) Begriff des „Medienprivilegs“ ist mit dem Einundzwanzigsten Rund-
funk�nderungsstaatsvertrag ausdr�cklich in der �berschrift des § 57 RStV enthal-
ten. Das Medienprivileg ist in § 57 Abs. 1 Satz 4 RStV enthalten, der Ausnahmen
von der Anwendung einzelner Regelungen der DSGVO bei Datenverarbeitungen
zu journalistischen Zwecken vorsieht. Zweck des Medienprivilegs ist es, dass der
Datenschutz die von Art. 10 EMRK, Art. 11 Abs. 2 EUGRCh sowie Art. 5 Abs. 1
Satz 2 GG besonders gesch�tzte journalistische Arbeit nicht verhindert oder we-
sentlich behindert. Zu Einzelheiten kann auf die Kommentierung zu § 9c Abs. 1
Satz 4 verwiesen werden, dem § 57 Abs. 1 Satz 4 RStV entspricht (siehe die Kom-
mentierung zu § 9c Rn. 34 ff.).

V.
Rechte betroffener Personen

§ 57 Abs. 1 Satz 8 RStV stellt klar, dass im Anwendungsbereich des Medienprivi-
legs – Datenverarbeitung „zu journalistischen Zwecken“ – den betroffenen Perso-
nen (siehe dazu die Kommentierung zu § 9c Rn. 39) nur die in den Abs�tzen 2
und 3 genannten Rechte zustehen. Kapitel III der DSGVO mit weitergehenden
Rechten, wie beispielsweise dem „Recht auf Vergessenwerden“ nach Art. 17, findet
demgegen�ber keine Anwendung. § 57 Abs. 2 S�tze 1 und 2 gew�hren einen Aus-
kunftsanspruch, Satz 3 einen Berichtigungsanspruch. Nach § 57 Abs. 3 RStV sind
Gegendarstellungen, Verpflichtungserkl�rungen etc. zu den Daten aufzunehmen.

Gem�ß § 57 Abs. 2 Satz 5 RStV gilt der Auskunfts- und Berichtigungsanspruch
nach Absatz 2 S�tze 1 bis 3 nicht f�r Angebote von Unternehmen, Hilfs- und Betei-
ligungsunternehmen der Presse, soweit diese der Selbstregulierung durch den
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1) Dazu Eberle, MMR 2008, 508 (510); Schiedermair, in: Handbuch Medienrecht, Rn. 65; Dix,
in: Simitis, § 41 Rn. 1.
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Pressekodex und der Beschwerdeordnung des Deutschen Presserates unterliegen.
Dies ist – anders als die Ausnahme zu Kapitel VIII der DSGVO (dazu Rn. 12 ff.) –
europarechtlich nicht zu beanstanden, da Art. 85 Abs. 2 DSGVO Abweichungen
von Kapitel III der DSGVO ausdr�cklich erlaubt.

1. Auskunftsanspruch (Absatz 2 S�tze 1 und 2)

Werden personenbezogene Daten von einem Telemedienanbieter zu journalisti-
schen Zwecken gespeichert, ver�ndert, �bermittelt, gesperrt oder gel�scht und
wird die betroffene Person dadurch in ihrem Pers�nlichkeitsrecht beeintr�chtigt, so
kann sie nach § 57 Abs. 2 Satz 1 grunds�tzlich Auskunft �ber die zugrunde liegen-
den, zu ihrer Person gespeicherten Daten verlangen. Bei Vorliegen mindestens
einer der Tatbest�nde des Satzes 2 darf diese Auskunft jedoch nach Abw�gung der
schutzw�rdigen Interessen der Beteiligten verweigert werden (siehe dazu die
Kommentierung zu § 9c Rn. 48 ff.).

Die Vorschrift regelt Auskunftsanspr�che betroffener Personen gegen Telemedien-
anbieter bei Datenverarbeitung „zu journalistischen Zwecken“ abschließend; ins-
besondere finden im Anwendungsbereich des Medienprivilegs die Auskunfts-
anspr�che der DSGVO keine Anwendung. Gleiches gilt f�r Anspr�che nach den
Informationsfreiheitsgesetzen; im Anwendungsbereich des Medienprivilegs geht
§ 9c Abs. 3 S�tze 1 und 2 diesen als lex specialis vor.1)

In formaler Hinsicht ist zu bem�ngeln, dass die Regelung noch auf die Terminolo-
gie des BDSG a. F. rekurriert, indem sie von „gespeichert, ver�ndert, �bermittelt,
gesperrt oder gel�scht“ spricht. Dies entsprach der Legaldefinition des „Verarbei-
tens“ nach § 3 Abs. 4 BDSG a. F. Vorzugsw�rdig w�re gewesen, die Bestimmung
h�tte in Ansehung des Anwendungsvorrangs des Europarechts (siehe Rn. 2) den
Begriff der „Verarbeitung“ i. S. d. Art. 4 Nr. 2 DSGVO verwendet; dies entsprach
im �brigen bereits der Formulierung des § 57 Abs. 2 a. F. Die DSGVO verwendet
einen offenen Begriff der Datenverarbeitung, indem sie „jeden […] Vorgang im Zu-
sammenhang mit personenbezogenen Daten“ erfasst und die Speicherung, Ver�n-
derung, �bermittlung und L�schung von Daten – neben vielen anderen T�tigkei-
ten, wie etwa dem Erfassen, Ordnen, Auslesen und Abfragen – nur beispielhaft
nennt. Auch die Verwendung des Begriffs „Pers�nlichkeitsrecht“ ist nicht gegl�ckt,
da er suggeriert, dass es nur ein Pers�nlichkeitsrecht gibt (dazu Kommentierung
zu § 9c Rn. 46).

Materiell ist der Auskunftsanspruch nach § 57 Abs. 2 S�tze 1 und 2 RStV vor dem
Hintergrund des Art. 85 DSGVO zu verstehen und auszulegen (dazu Rn. 2 sowie
Kommentierung zu § 9c Rn. 9). Art. 85 DSGVO ist seinerseits das „Einfallstor“ der
Mitgliedstaaten, um das Grundrecht auf Datenschutz (Art. 8 EUGRCh) mit der Me-
dienfreiheit (Art. 11 Abs. 2 EUGRCh) nach dem Gebot der praktischen Konkordanz
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in Einklang zu bringen (dazu Kommentierung zu § 9c Rn 6). F�r eine Datenverar-
beitung, die „zu journalistischen Zwecken“ erfolgt, sehen die Mitgliedstaaten zu
diesem Zweck „Abweichungen oder Ausnahmen“ u. a. von Kapitel III (Rechte der
betroffenen Person) der DSGVO vor. In Kapitel III der DSGVO befindet sich u. a.
Art. 15, der ein Auskunftsrecht der betroffenen Person kodifiziert. § 57 Abs. 1
Satz 8 i. V. m. Absatz 2 S�tze 1 und 2 RStV ist somit eine „Abweichung“ von Art. 15
DSGVO, die dazu dient, Art. 8 EUGRCh und Art. 11 Abs. 2 EUGRCh in Einklang
zu bringen.

Art. 8 Abs. 2 Satz 2 Alt. 1 EUGRCh gew�hrt einer Person das Recht, Auskunft �ber
die sie betreffenden erhobenen Daten zu erhalten.1) § 57 Abs. 2 S�tze 1 und 2 RStV
ist jedoch enger gefasst als das nahezu voraussetzungslose Auskunftsrecht in
Art. 8 Abs. 2 Satz 2 Alt. 1 EUGRCh bzw. Art. 15 DSGVO. Diese Einschr�nkung ist
jedoch im Lichte der Medienfreiheit gerechtfertigt, da ein umfassendes Auskunfts-
recht, wie Art. 8 Abs. 2 Satz 2 Alt. 1 EUGRCh bzw. Art. 15 DSGVO dies vorsehen,
journalistische Arbeit unverh�ltnism�ßig beeintr�chtigen w�rde (siehe Kommen-
tierung zu § 9c Rn. 42).

Gleichwohl ist fraglich, ob der Auskunftsanspruch nach § 57 Abs. 2 S�tze 1 und 2
RStV mit Art. 11 Abs. 2 EUGRCh sowie der Pressefreiheit nach Art. 5 Abs. 1 Satz 2
GG vereinbar ist. Zwar sind die Voraussetzungen des § 57 Abs. 2 S�tze 1 und 2
RStV im Vergleich zu dem Auskunftsanspruch nach Art. 8 Abs. 2 Satz 2 Alt. 1
EUGRCh sowie Art. 15 DSGVO wie oben erl�utert enger, da die Regelung eine Be-
eintr�chtigung von Pers�nlichkeitsrechten und eine Abw�gung der schutzw�rdi-
gen Interessen im Einzelfall verlangt. Anders als § 9c Abs. 3 Satz 1 RStV l�sst es
§ 57 Abs. 2 RStV allerdings gen�gen, dass eine betroffene Person durch irgendeine
Form der Datenverarbeitung, und nicht erst durch eine Ver�ffentlichung, in ihrem
Pers�nlichkeitsrecht verletzt wird. Nach der Amtlichen Begr�ndung zum Einund-
zwanzigsten Rundfunk�nderungsstaatsvertrag tr�gt die Regelung damit „den bei
Telemedien weitergehenden Kommunikationsformen, insbesondere durch interak-
tive R�ckkan�le und damit auch den weitergehenden M�glichkeiten einer Rechts-
gutsbeeintr�chtigung Rechnung“.2)

Dies ist allerdings �ußerst problematisch. Zun�chst ist zweifelhaft, inwieweit die in
der Amtlichen Begr�ndung vorgetragenen Bedenken § 57 Abs. 2 RStV �berhaupt
zu tragen verm�gen. Zwar trifft es zu, dass bei Telemedien – genauer: bei der Nut-
zung von Telemedien – eine gr�ßere Rechtsgutsgef�hrdung im Hinblick auf den
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1) Vgl. EuGH, Rs. C-553/07 [2009] College van burgemeester en wethouders van Rotter-
dam/M.E.E. Rijkeboer; EGMR, Leander/Schweden [1987] Beschwerde-Nr. 9248/81 [48];
Gaskin/Vereinigtes K�nigreich [1989] Beschwerde-Nr. 10454/83 [49]; Segerstedt-Wiberg
u.a./Schweden [2006] Beschwerde-Nr. 62332/00 [76]; M.G./Vereinigtes K�nigreich
[2002] Beschwerde-Nr. 39393/98 [27]; K.H. u.a./Slowakei [2009] Beschwerde-Nr. 32881/
04 [50].

2) Amtliche Begr�ndung zum 21. Rundfunk�nderungsstaatsvertrag.
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Datenschutz besteht als etwa bei der Nutzung von Fernsehger�ten; diesem Um-
stand tr�gt die Datenschutzrichtlinie f�r die elektronische Kommunikation1) Rech-
nung. Es ist allerdings im Einzelfall zu entscheiden, ob die durch die Nutzung von
Telemedien anfallenden personenbezogene Daten, etwa die IP-Adresse des Nutz-
ers (dazu Kommentierung oben Rn. 9 sowie § 9c Rn. 20) vom Telemedienanbieter
„zu journalistischen Zwecken“ verarbeitet werden. Sofern der Telemedienanbieter
diese Daten etwa zu Werbezwecken verarbeitet, handelt es sich gerade nicht um
eine Datenverarbeitung „zu journalistischen Zwecken“. § 57 Abs. 2 RStV ist von
vornherein nicht anwendbar, stattdessen greift der allgemeine Auskunftsanspruch
des Art. 15 DSGVO.

Aber auch soweit die Datenverarbeitung durch Telemedienanbieter anl�sslich der
Nutzung ihres Angebots „zu journalistischen Zwecken“ erfolgt, verst�ßt ein so
weitreichender Auskunftsanspruch wie der des § 57 Abs. 2 RStV gegen das �ber-
maßverbot. Der Anspruch betrifft eben nicht nur die Verarbeitung von Daten, die
anl�sslich der Nutzung der Telemedien anfallen, sondern s�mtliche Daten, die an-
l�sslich der journalistischen T�tigkeit – einschließlich der Recherche – verarbeitet
werden. Die Freiheit der Wahl der Mittel und Methoden journalistischer Recherche
ist indessen ein Wesensbestandteil der Medienfreiheit.2) Hierzu geh�rt auch in-
vestigativer Undercover-Journalismus.3) Solche Arbeit wird unm�glich gemacht,
wenn betroffene Personen, die selbst Gegenstand der journalistischen Recherche
sind, umfassende Auskunftsrechte gegen die Rechercheure haben. Zwar geh�rt es
grunds�tzlich zu den journalistischen „Pflichten und Verantwortung“, einer betrof-
fenen Person vor einer Ver�ffentlichung Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.4)

�ber den Zeitpunkt dieser Gelegenheit entscheiden Journalisten allerdings selbst.
Die gegen�ber § 9c Abs. 3 RStV weitere Fassung des Auskunftsanspruchs nach
§ 57 Abs. 2 RStV ist im �brigen auch aus Sicht des Gesetzgebers widerspr�chlich.
Nach der Amtlichen Begr�ndung zu § 9c RStV soll das Auskunftsrecht der betrof-
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1) Richtlinie 2002/58/EG des Europ�ischen Parlaments und des Rates vom 12.7.2002 �ber
die Verarbeitung personenbezogener Daten und den Schutz der Privatsph�re in der
elektronischen Kommunikation (Datenschutzrichtlinie f�r elektronische Kommunika-
tion), ABl. L 201, S. 37, ge�ndert durch Richtlinie 2009/136/EG des Europ�ischen Parla-
ments und des Rates vom 25. November 2009 zur �nderung der Richtlinie 2002/22/EG
�ber den Universaldienst und Nutzerrechte bei elektronischen Kommunikationsnetzen
und -diensten, der Richtlinie 2002/58/EG �ber die Verarbeitung personenbezogener
Daten und den Schutz der Privatsph�re in der elektronischen Kommunikation und der
Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 �ber die Zusammenarbeit im Verbraucherschutz, ABl.
L 337, S. 11.

2) Oster, Media Freedom as a Fundamental Right, S. 87; siehe z. B. EGMR, Cump�n� und
Maz�re/Rum�nien [2004] Beschwerde-Nr. 33348/96 [96]; Dammann/Schweiz [2006] Be-
schwerde-Nr. 77551/01 [52].

3) Siehe EGMR, Nordisk Film & TV A/S/D�nemark [2005] Beschwerde-Nr. 40485/02.
4) Oster, Media Freedom as a Fundamental Right, S. 184 m. w. N. aus der Rechtsprechung

des EGMR.
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